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zunächst wünsche ich Euch, auch 
im Namen der Bundesleitung, ein 
frohes und erfolgreiches Jahr 2022.

****
Auch wenn von Corona kaum noch je­
mand hören möchte, hoffen wir doch 
alle, dass diese unsägliche und gefähr­
liche Pandemie mit ihren schier endlos 
erscheinenden Mutationen alsbald ein 
Ende findet. In der Gesellschaft und 
damit auch im Justizvollzug scheint es 
einzig um das Thema Corona und um 
die Impfbereitschaft zu gehen. Jeder 
meldet sich zu Wort und meint, dem 
Thema einen Beitrag leisten zu müs­
sen. 

Mittlerweile geht schon fast ein 
Riss durch die Gesellschaft und die 
Impfdiskussion wird immer wieder 
neu befeuert – nicht nur durch Virus­
mutationen und die extrem hohen 
Inzidenzen, sondern auch durch die 
Politik und Medien. Demonstrationen 
von Impfgegnern und Impfbefürwor­
tern, politischer Schlagabtausch in 
den Parlamenten und eine Polarisie­
rung in beiden Lagern überschatten 
offensichtlich alles andere in unserem 
Alltag. 

Dem einen oder anderen kommt da­
bei vermeintlich das Schüren von Res­
sentiments gelegen, um über ebenso 
wichtige Probleme des Alltags hinweg 
sehen zu können – so auch im Justiz­
vollzug. Fehlende Attraktivitätsstei-
gerung der Berufe im Justizvollzug, 
wie beispielsweise eine Zulagenerhö­
hung, die Wiedereinführung der Ru­
hegehaltsfähigkeit der „Gitterzulage“ 
in allen Bundesländern, Zulagenerhö­
hungen für den Dienst zu ungünstigen 
Zeiten, Einführung der Pflegezulage 
für medizinische Bereiche und eine 
Meisterzulage, die den Namen auch 
verdient, tragen zur Personalknapp­
heit im Justizvollzug bei.

Die oft fehlende Evaluierung der 
Personalbedarfsplanung und dem 
damit verbunden Personalmangel, die 
Zunahme von Aufgaben im Justizvoll­
zug, die Zunahme von Gewalt ge-
genüber den Bediensteten, die teil­
weise marode Bausubstanz in Teilen 
des Justizvollzuges, die stellenweise 
mangelnde technische Ausstattung 
der Mitarbeiter, die fehlende kon-
sequente Weiterentwicklung und 
Fortbildung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die fehlende An-
erkennung der für die Gesellschaft 
geleisteten Aufgaben in punkto Si-
cherheit und Resozialisierung sind 

gleichfalls Themen, die uns ebenso 
stark beschäftigen und denen sich die 
Politik mit gleicher Vehemenz anneh­
men sollte. 

Oft ist von der kritischen Infrastruk­
tur und einer entsprechenden Stär­
kung die Rede, der Justizvollzug, der 
ein elementarer Bestandteil der in-
neren Sicherheit ist, findet kaum bis 
keine Erwähnung in der Politik und 
in den Medien. 

Wie steht es mit der Umsetzung 
der amtsangemessenen Alimentie-
rung? Nach wie vor kämpfen die Ge­
werkschaften für die Umsetzung der 
amtsangemessenen Alimentierung 
und waren bislang vor Gericht erfolg­

reich. Wer jetzt jedoch meint, dass an­
hand der bereits erfolgten Urteile eine 
schnelle und für die Kolleginnen und 
Kollegen zufriedenstellende Lösung 
gefunden wird, der irrt sich. 

Die letzten Tarifergebnisse, wel-
che durch die Gewerkschaften zu-
gegeben nur sehr mühsam erkämpft 
wurden, haben doch mit aller Deut-
lichkeit gezeigt, dass es wie so häu-
fig bei enthusiastischen Reden und 
Dankensbekundungen der Politik 
bleibt, wenn es um die Honorierung 
in barer Münze für Leistungen im 
öffentlichen Dienst geht. 

Und das bei einer Inflation, die seit 
Anfang / Mitte der neunziger Jahre 
ihren bisherigen Höchststand er­
reicht hat, u. a. bei den Energieprei­

sen, die für manch einen höher sind 
als die eigene Miete oder die Rate für 
Wohneigentum. Der jetzt geschaffene 
erwartete Lohnzuwachs gleicht die 
Teuerung nicht ansatzweise aus. 

Wie schnell wurde auch aus den 
Augen verloren, dass die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter in den Jus­
tizvollzugsanstalten in schwersten 
Krisenzeiten unter katastrophalsten 
Personalausstattungen die Sicher-
heit für die Bevölkerung gewähr-
leisteten und wie viele „Unruhezu­
stände“ unter Gefangenen mit dem 
geringen Personalbestand gehändelt 
und befriedigt wurden. In den Tarif­
verhandlungen wurden die dringend 

notwendigen Zulagen wie bei­
spielsweise die Pflegezulage 
für das medizinische Personal 
in den Justizvollzugsanstalten 
und im Maßregelvollzug of­
fensichtlich zur Verhandlungs­
masse und wiederholt durch 
die Arbeitgeberseite abge­
lehnt. Vertrauen in die Poli-
tik wurde nach dem Beifall, 
den Lobeshymnen und Ge-
säusel für die gute Arbeit der 
systemrelevanten Berufe mit 
diesen Tarifergebnissen ver-
spielt. Auch die beschlossene 
sogenannte Coronazulage als 
Einmalzahlung täuscht nicht 
darüber hinweg, zumal wir 
immer noch auf die Übertra­
gung auf den Beamtenbereich 
warten. Und unsere Pensio­
näre? Sie sollen die lineare 
Erhöhung erhalten, die Ein­
malzahlung jedoch nicht?

Wie wir sehen, es gibt reich­
lich brennende Themen, die 

für uns ebenso wichtig sind wie eine 
zeitnahe Pandemiebewältigung, die 
wir auch nicht aus den Augen verlie­
ren dürfen.

Von alledem lässt sich durch die 
Polarisierung auf geimpft und nicht­
geimpft vermeintlich gut ablenken. 
Um es hier klar zu verdeutlichen, ich 
bin ein absoluter Impfbefürworter 
und ganz sicher kein Verschwörungs­
theoretiker und halte eine Impfung für 
einen konsequenten und gangbaren 
Weg aus der Corona-Krise. 

Dabei handelt es sich allerdings 
um meine persönliche Meinung, die 
ich mir erlaube, aber auch anderen 
zugestehe, die nicht meiner Meinung 

Liebe Kolleginnen und Kollegen im Justizvollzug,

René Müller, 
BSBD Bundes-
vorsitzender

� Fortsetzung Seite 2
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sind. Dabei habe ich, was die Me­
dizin anbelangt weniger Vertrau­
en in die Politik, sondern in die 
medizinischen Fachkräfte und In­
stitutionen, die zu einer Impfung 
raten. Ich bin eine Fachkraft für 
den Justizvollzug und so wie die 
Bevölkerung uns in unserer Arbeit 
vertraut, so vertraue ich der Exper­
tise von medizinischen Fachleuten 
und staatlich anerkannten Einrich­
tungen. 

Ich erwarte, dass meine Meinung 
toleriert wird, so wie ich auch die 
Meinung einer Minderheit tolerie­
re, die eine Gesundheitsvorsorge 
in Form einer Impfung für sich ab­
lehnt. 

Wer sich an die Zeiten des Mau­
erfalls erinnert, dem klingen noch 
Parolen im Ohr wie „Freiheit ist 
die Einsicht in die Notwendig-
keit“ (Phil. Engels aus dem „Anti 
Dühring“ erschienen 1894 / Phil. 
Hegel Enz. §147 Zusatz) oder Phil. 
Rosa Luxemburgs Zitat „Freiheit 
ist immer Freiheit des Andersden-
kenden“, auch wenn der Kontext 
ein ganz anderer war, so behalten 
diese Zitate doch ihre allgemeine 
Gültigkeit. 

Wenn also die Bundesregierung 
und die politischen Parlamente es 
nicht schaffen, eine Impfpflicht zu 
erlassen und konsequent umzuset­
zen, steht es jedem frei, über seine 
Gesundheitsfürsorge selbst zu ent­
scheiden und auch das mit aller 
Konsequenz. Und solange der Ge­
setzgeber hier nicht handelt, bleibt 
es ein Recht und eine Freiheit sich 
impfen zu lassen oder eben auch 
nicht. 

Jedes Verständnis geht mir al­
lerdings verloren, wenn sich Teile 
der Gesellschaft radikalisieren, den 
öffentlichen Raum nutzen und mit 
Aggressivität und Gewalt stören, 
Sicherheits- und Ordnungskräfte 
angreifen, die wie wir dem Allge­
meinwohl verpflichtet sind und die 
die Vorgaben des Staates umzuset­
zen haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Meinungsvielfalt belebt die Gesell­
schaft und sollte sie nicht spalten. 
Gegebenenfalls erkennt der ein 
oder andere für sich noch seine 
Freiheit als eine Einsicht in die Not­
wendigkeit.

In diesem Sinne ein gesundes 
neues Jahr.
René Müller, 
BSBD Bundesvorsitzender � ■

Tarifvertreter der Länder  
treffen sich zum Seminar
Ein neues Jahr und alles beginnt wieder bei Null?

Vom 21. bis 23. März 2022 treffen 
sich die Tarifvertreter der Länder zu 
einer Tagung/ Seminar in Königswin-
ter. Natürlich wird dort der letzte Ta-
rifabschluss ein brennendes Thema 
sein.

Alles richtig gemacht und doch nichts 
erreicht? Jahrelange Arbeit, Mühe und 
Gespräche mit der Politik und den Ver­
antwortlichen vor Ort geführt. 

Den Frust und die Wut unserer Kol­
leginnen und Kollegen mit Fakten und 
Zahlen hinterlegt und immer wieder ge­
hört: „Sie haben Recht. Es muss etwas 
geschehen. Sie sind wichtig. Systemre­
levant.“

Wie systemrelevant wir dann sind, 
haben wir in Potsdam gesehen. Sollten 
die Damen und Herren im Td-L der Mei­
nung sein, wir stecken den Kopf in den 
Sand, dann werden sie sich aber täu­
schen.

Ich habe beim Bundesgewerkschafts­
tag 2021 ein Versprechen abgegeben. 
Und wer mich kennt, der weiß, dass ich 
mein Versprechen halte.

Wertschätzung ist verbunden mit Re­
spekt, Wohlwollen und Anerkennung.

Einen anderen Menschen wertzuschät­
zen bedeutet auch, dessen Bedürfnisse 
zu erkennen und ernstzunehmen.

Wenn man möchte, dass Mitarbeiter 
bleiben, dann muss man sich als Arbeit­
geber gründlich darüber Gedanken ma­
chen, wie man sie behandelt!

Sönke Patzer � ■

Sönke Patzer

63. Jahrestagung des dbb 2022
dbb-Chef fordert Respekt und Wertschätzung für den öffentlichen Dienst

Wie auch schon im vergangenen Jahr 
griff der dbb auf die digitale Form 
der Jahrestagung zurück, was dem 
Informationsgehalt der Veranstal-
tung keinen Abbruch tat. 

Neben dem dbb Bundesvorsitzenden 
Ulrich Silberbach sprachen unter an­
derem die Bundesinnenministerin Nan-
cy Faeser (SPD), der Bundesfinanzmi­
nister Christian Lindner (FDP) und 
die Berliner Bürgermeisterin Franziska 
Giffey (SPD) live zu den Teilnehmern. 
Unisono wurde der öffentliche Dienst 
für seine herausragende Arbeit gelobt. 
Trotzdem sparte Silberbach nicht mit 
Kritik.

„Ohne Investitionen und Innova-
tion in den öffentlichen Dienst wird 
Deutschland existenzielle Zukunfts-
aufgaben nicht bewältigen“, warnt 
der dbb. Der dbb-Chef forderte zudem 
allgemein mehr Respekt und Wert­
schätzung für den öffentlichen Dienst. 

„Die Kolleginnen und Kollegen im 
Staatsdienst sind nicht Blitzableiter 
von Amts wegen für eine Politik, die 

in der Kritik steht. Das müssen die, die 
politische Verantwortung tragen, im­
mer wieder unmissverständlich klar­
machen. Wer Menschen angreift, die 
unseren Staat und die Werte, für die er 
steht, repräsentieren und verteidigen, 
greift uns alle an. Deswegen erwarten 
wir von Politik und Gesellschaft mehr 
Schutz, mehr Respekt und mehr Rück­
halt“, sagte Silberbach auch an die 
Adresse der neuen Bundesinnenminis­
terin Nancy Faeser gerichtet. 

„Digitalisierung, Klimaschutz auch 
durch ökologische Transformation der 
Wirtschaft, Bildung, sozialer Wandel, 
gesellschaftlicher Zusammenhalt, Zu­
wanderung – ohne einen personell und 
technisch aufgabengerecht ausgestat­
teten, leistungsfähigen und motivierten 
öffentlichen Dienst, werden diese Zu­
kunftsaufgaben nicht zu bewältigen 
sein“, stellte der dbb Bundesvorsitzen­
de Ulrich Silberbach zum Auftakt der 
dbb Jahrestagung am 10. Januar 2022 
in Berlin klar.

Der öffentliche Dienst, personell auf 
Kante genäht und technisch oft im Vor­
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gestern stecken geblieben, befindet sich 
seit Jahren „quasi im Dauer-Stresstest“.
Die Beschäftigten warten vergeblich auf 
spürbare Wertschätzung und die Er­
kenntnis von Arbeitgebern und Dienst­
herrn, „[…] dass es allerhöchste Zeit 
ist, nachhaltig in Personal zu investie­
ren und es mit attraktiven Arbeitsbe­
dingungen auch zum Bleiben zu moti­
vieren“, kritisierte der dbb Chef.

Deutliche Worte, die u. a. auch auf 
die Verantwortung der TDL und die Po­
litik als Tarifpartner hinwiesen. 

Interessiert nahmen die digital zuge­
schalteten Teilnehmer u. a. des Justiz­
vollzuges die Worte von Nancy Faeser 
auf, die bspw. eine Zulagenerhöhung 
für die Polizeibeamten als notwendig 
erachtet. 

Ist dies der erste Hinweis darauf, dass 
die Bundesregierung ihren Einfluss auf 
die Länder ausweitet? Und natürlich in­
teressiert uns als BSBD dann weiterhin, 
wie das Bundesjustizministerium und 
nicht zuletzt der Bundesjustizminister 
Dr. Marco Buschmann (FDP) zu einer 
notwendigen Zulagenerhöhung und 
einer Ruhegehaltsfähigkeit der „Git-
terzulage“ im gesamtdeutschen Jus
tizvollzug steht. 

Zahlreiche digitale Grußworte der 
Landespolitik aus dem Bundesgebiet 
sowie zwei interaktive Gesprächsrun­
den komplettierten das Programm der 
Jahrestagung.

Insgesamt eine gelungene und sehr 
informative Veranstaltung.

(Weitere Details zu den Redebei­
trägen und Gesprächsrunden auf  
www.dbb.de) � ■

dbb Bundesvorsitzender Ulrich Silberbach: „Ohne 
einen leistungsfähigen öffentlichen Dienst wer-
den die Zukunftsaufgaben nicht zu bewältigen 
sein.“ � Foto: dbb

Studie der Universitäten Birmingham und Utrecht veröffentlicht

Grünzonen wirken sich positiv auf das 
Wohlbefinden von Insassen aus
Gefangene, die in Anstalten unter-
gebracht sind, die von Grünflächen 
umgeben sind, werden sich wahr-
scheinlich weniger selbstverletzen 
oder weniger gewalttätiges Verhalten 
zeigen. Zu diesem Ergebnis kommt 
ein neues Forschungsprojekt. Laut 
dieser Studie, von Forschern an den 
Universitäten von Birmingham und 
Utrecht können grüne Außenanlagen 
um Hafthäuser herum positive Aus-
wirkungen auf das Wohlbefinden von 
Gefangenen haben. 

In der Studie verwendeten und bewer­
teten Forscher Daten von geografischen 
Informationssystemen, die ursprünglich 
zur Kartenerstellung genutzt werden. In 
dieser Erhebung werden Grünflächen, 
Teiche, Flüsse und auch Verkehrswege, 
die sich in einem Umkreis von 500 m um 
Justizvollzugseinrichtungen in England 
und Wales befinden, in Bezug mit offi­
ziellen Statistiken zu Gewalt und Selbst­
verletzungen in Gefängnissen gesetzt 
und überprüft. Das Forscherteam fand 
starke Beweise dafür, dass Selbstverlet­
zungen und Gewaltausbrüche in allen 
Haftanstalten reduziert werden konn­
ten, in denen die Gefängnisse von einer 

grünen „Pufferzone“ umgeben waren.
Hauptautorin Professorin Dominique 
Moran sagt dazu: „Wir wissen bereits, 
dass die Charakteristika von Gefängnis­
sen sich auf das Wohlbefinden sowohl 
der Gefangenen als auch der Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter auswirken. 
Die Ergebnisse unserer Forschung le­
gen nahe, dass auch die Areale um die 
Haftanstalten wichtig sind. Kosten, or­
ganisatorische Erfordernisse und die lo­
kalen Gegebenheiten bestimmen in der 
Regel, wo Haftanstalten gebaut werden 
– wir legen aber nahe, dass die positiven 
Auswirkungen von „Grünzonen“ auf In­
sassen und Personal um die Anstalten 
herum mehr Berücksichtigung finden.“ 
Die Ergebnisse sind überraschend, da 
Haftanstalten in ländlichen Regionen 
wahrscheinlich weiter von den Heimat­
orten der Insassen entfernt sind und 
schwieriger mit öffentlichen und pri­
vaten Verkehrsmitteln erreicht werden 
können. Die Besuche von Angehörigen 
für Inhaftierte und soziale Kontakte 
sind wichtig, eine schlechte Verkehrs­
anbindung kann die Regelmäßigkeit 
von Besuchen für die Insassen negativ 
beeinträchtigen. Wie in der Analyse 
nachgewiesen, sollten, neben den vor­
herrschenden Standortfaktoren und 
einer guten Verkehrsinfrastruktur, auch 
Grünareale oder bewaldete Bereiche für 
einen Anstaltsstandort maßgeblich sein. 

„Wir haben festgestellt, dass die Haft­
anstalten, die sich in diesen Grünzo­
nen befinden, eine bessere Luftquali­
tät, geringere Umweltverschmutzung 
und einen größeren Lärmschutz haben 
könnten“ fügt Professorin Moran hin­
zu. „Obwohl in diesem Bereich noch 
mehr Forschung erforderlich ist, können 
wir feststellen, dass all diese Faktoren 
sich positiv auf das Wohlbefinden der 
Insassen und des Personals auswirken.“

Quelle: University of Birmingham, 
Pressemitteilung � ■

Hinweise zum Verfasser der Pressemitteilung:
Die Universität von Birmingham gehört zu den Top-100-Institutionen in der  
Welt. Die Vorhaben der Universität Birmingham bringen Menschen aus der 
ganzen Welt nach Birmingham, einschließlich Forschern, Lehrern und mehr als 
6.500 internationalen Studenten aus über 150 Ländern.
Moran et al. (2022). „Ist eine Gefängnishaltestelle für das Wohlbefinden von 
Gefangenen wichtig?“ „Die Wirkung der umliegenden Grünflächen auf Selbst-
verletzung und Gewalt in Gefängnissen in England und Wales“.  
„Wohlbefinden, Raum und Gesellschaft“.
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2666558121000385#! 

Aus dem Englischen übersetzt

Symbolfoto:  
© Andrey Volokhatiuk/
stock.adobe.com



4  

DE
R 

VO
LL

ZU
GS

DI
EN

ST
  1

/2
02

2
B U N D E S H AU P T V O R S TA N D

BSBD Bundesseminar in Königswinter

„Noch ist Polen nicht verloren“. . .
. . . so lautete die Überschrift des 
BSBD Bundesseminars in der dbb 
Akademie in Königswinter. Leider 
wirkten sich die verschärften corona-
bedingten Maßnahmen nicht positiv 
auf die Seminarplanung und Durch-
führung aus. Trotzdem fand sich eine 
hochmotivierte Gruppe von Kolle-
ginnen und Kollegen, die die Anreise 
nach Königswinter Thomasberg auf 
sich genommen hatten. 

Nach kurzer Begrüßung durch den 
Bundesseminarleiter Winfried Conrad 
begann Kollege Joachim Kapitza mit 
seinem Referat. Kollege Kapitza ist Jus­
tizvollzugsbeamter im Saarland und 
hat polnische Wurzeln. Er hat schon 
seit einigen Jahren als Dolmetscher und 
Referent an vielen Seminaren mitge­
wirkt. Sein Thema war: Land und Leute 
in Polen. Zunächst begann er mit einer 
Rückschau auf die polnische Geschich­
te. Beleuchtet wurde aber auch die neu­
ere Geschichte bis 1990. Auch über die 
politische Entwicklung bis zur heutigen 
Zeit wurde referiert. 

Weitere Themen waren die Macht der 
Kirche in Polen, Feiertage und auch die 
Spezialitäten des Landes.

Der zweite Tag stand im Zeichen der 
polnischen Gäste. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer konnten begrüßen: 
Tesla Tula, Vorsitzender der polnischen 
Strafvollzugsgewerkschaft NSZZ, Da-
nuta Malkusz, stellv. Vorsitzende der 
polnischen Strafvollzugsgewerkschaft 
NSZZ und Waldemar Czernecki, ehe­
maliger Anstaltsleiter der JVA Luban/
Polen.

Zunächst referierte Kollege Tula und 
Kollegin Malkusz über die aktuelle Lage 
aus der Sicht der PIS Partei. PIS stellt 
seit sechs Jahren die Regierung und 
hat für einige Bereiche der Gesellschaft 
erhebliche finanzielle Verbesserungen 

umgesetzt. Auch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Strafvollzuges ha­
ben unter der jetzigen Regierung posi­
tive Veränderungen erfahren. Die PIS 
Regierung hat hier erhebliche finanzi­
elle Mittel aufgewandt. 

Hier hinterfragten die Seminarteil­
nehmer/innen, wie denn diese Maß­
nahmen finanziert werden. Auch das 
gestörte Verhalten zur EU, die Eingriffe 
in die Justiz und Presse sowie der Um­
gang mit Lesben und Homosexuellen 
wurde angesprochen.

Der Nachmittag gehörte der opposi­
tionellen Sichtweise auf die polnische 
Republik. Hierzu referierte Kollege 
Waldemar Czernecki, ein ehemaliger 
und pensionierter Anstaltsleiter.

Czernecki ging mit der derzeitigen 
Regierung „hart ins Gericht“. Punkt 
für Punkt des Vortrags vom Vormittag 
und die gezeigten Statistiken versuchte 
er zu relativieren. Viel zu geringe Ren­
ten und eine erhebliche Inflationsrate 
von 7 Prozent seien die Realität. Unge­
rechtfertigte Haushaltsausgaben und 

Personalgeschacher der Politiker seien 
die übliche Praxis. 

Der polnische Gewerkschaftsvorsit­
zende Tselaf Tula und seine Kollegin 
Danuta Malkusz nahmen am Ende des 
Seminartages die Gelegenheit wahr, an­
lässlich des 30-jährigen Bestehens ihrer 
Gewerkschaft Ehrungen vorzunehmen. 
Für ihren langjährigen Einsatz in der 
Kooperation der Bundesländer Rhein­
land-Pfalz, Saarland und Thüringen mit 
der polnischen Gewerkschaft wurden 
die Kollegen Winfried Conrad, Mar-
kus Wollscheid und Joachim Kapitza 
mit dem polnischen Verdienstorden der 
Gewerkschaft feierlich geehrt. Die Aus­
gezeichneten waren sehr überrascht 
und gerührt über diese Anerkennung 
für ihren langjährigen Einsatz in der 
Partnerschaft. Die polnischen Gewerk­
schaftsfunktionäre ließen es sich nicht 
nehmen, auch jedem Seminarteilneh­
mer ein Geschenk zu überreichen.

Der letzte Seminartag stand unter 
dem Thema „Ist der Brexit das Ende der 
EU?“ Nach kurzer Einführung wurde 
die Problematik in einer „gestellten“ 
Podiumsdiskussion aufgearbeitet.

Die Vertreter / innen der einzelnen 
vorgegebenen Interessengruppen stell­
ten in einem kurzen Statement zu­
nächst ihre Ansichten vor. 

Anschließend konnten Fragen an die 
Podiumsmitglieder gestellt werden. Es 
entstand ein reger und interessanter 
Meinungsaustausch.

Der Bundesseminarleiter Winfried 
Conrad bedankte sich bei allen Teil­
nehmerinnen und Teilnehmern des Se­
minars und versprach auch weiterhin, 
Seminare zu dem Thema Europa anzu­
bieten. � ■Von links nach rechts: Danuta Malkusz, NSZZ, Tesla Tula NSZZ, Frau Czernecki, Waldemar Czernecki. 
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B U N D E S H AU P T V O R S TA N D

Bilder vom 40. BSBD-Bundesgewerkschaftstag in Soltau

A ufgrund des engen Zeitfens­
ters zum Redaktionsschluss des 
„Vollzugsdienst“ nach dem 

Bundesgewerkschaftstag war es uns in 
der letzten Ausgabe noch nicht möglich 
unser Bildmaterial in den Druck zu ge­
ben. Dieses holen wir in der aktuellen 
Ausgabe nach. Wir haben noch einige 
Momentaufnahmen und Impressionen 
zusammengestellt und reichen sie hier­
mit nach. Bei der Durchsicht der Bil­
der wird deutlich, dass der BSBD eine 
starke Gemeinschaft ist, für die Kol­
leginnen und Kollegen im deutschen 
Justizvollzug. Festzuhalten bleibt aus 
Sicht der BSBD-Bundesleitung auch, 
dass die Diskussionen und Gespräche 
zu den Anträgen zu von allen getra­
genen Beschlüssen geführt haben. Die­
se Beschlüsse beschreiben die Leitlinien 
für unsere gewerkschaftliche Arbeit in 
den kommenden Jahren. � ■
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